
Bundessozialgericht

11aRA59%H Beschluß

in dem Rechtssheü
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Klägerin und Revisionsklägerin,

ProzeßbeVollmächtigte:

O......OI......O'OOOOOOOOCOOODQO

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11a Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. März 1985

beschlossen:„_

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Berlin vom 10. September 198” wird als unzulässig

verworfen,

Kosten sind nicht zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten um die Höhe der Kosten im Vorverfahren.

Nach einem für die Klägerin erfolgreichen Widerspruchsverfahren

setzte ihr Prozeßbevollmächtigter seine Aufwendungen auf ins—

gesamt 300,12 DM fest. Die Beklagte gewährte mit Bescheid vom

13. Oktober 1981 jedoch nur 210,66 DM. Widerspruch und Klage

blieben erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 2. Juli 1982,

Urteil des Sozialgerichts (SG) vom 23. Mai 198ü. Die Berufung

gegen sein Urteil hat das SG nicht zugelassen. Die gleichwohl

von der Klägerin eingelegte Berufung, mit der sie die Erstattung

von 2u5,-- DM begehrte, hat das Landessozialgericht (LSG) unter

Hinweis auf S 1UU Abs 1 Nr 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als

unzulässig verworfen (Urteil vom 10. September 198“).

Mit der vom LSG zugelassenen Revision bringt die Klägerin vor,

es ginge um einen als lächerlich gering zu bezeichnenden Diffe-

renzbetrag. Die Aufwendungen im Widerspruchsverfahren müßten als

ein Ganzes behandelt werden; den größten Posten machten Uber-

setzungskosten aus. Zwecks Vermeidung weiterer Kosten möge das

Bundessozialgericht (BSG) einen Vergleichsvorschlag unterbreiten.

Die Revision war gemäß 8 169 SGG als unzulässig zu verwerfen,

weil ihre Begründung den Anforderungen des Gesetzes nicht genügt.

Hinsichtlich der Revisionsbegründung bestimmt 5 16“ Abs 2 SGG in

seinem Satz 1 allgemein, daß die Revision in der dort genannten
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Frist zu begründen ist und in seinem Satz 3, daß die Begründung

einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm sowie

bei der Verfahrensrüge die Tatsachen, die den Mangel ergeben,

bezeichnen muß.

Hier ist schon zweifelhaft, ob die an einen Revisionsantrag iS

des Satzes 3 zu stellenden Mindestbedingungen erfüllt sind. Denn

ein förmlicher Antrag ist weder in der Revisionseinlegungs- noch

in der Revisionsbegründungsschrift enthalten; aus den innerhalb

der Begründungsfrist — zur Sache — gebrachten Ausführungen lassen

sich Umfang und Ziel der Revision allenfalls bei Anlegung eines

großzügigen Maßstabes entnehmen. Auch wird aus dem Vortrag nicht

eindeutig klar, welche Rechtsnorm die Klägerin als verletzt an-

sieht; nach SozR 1500 5 16h Nr 5 (mit weiteren Hinweisen) be-

darf es insoweit zumindest einer Darlegung der Gründe, die das

angefochtene Urteil als unrichtig erscheinen lassen. Einer ab-

schließenden Prüfung zu diesen beiden Punkten ist der Senat indes

enthoben. Vorliegend mangelt es in jedem Falle an einer Begrün—

dung der Revision iS von 5 16“ Abs 2 Satz 1 SGG, aus deren Fehlen

allein sich die Unzulässigkeit des Rechtsmittels schon herleiten

läßt. „‘)

Der erkennende Senat hat bereits mehrfach dargelegt (SozR 1500

5 16N Nrn 12 und 20; Beschluß vom 17. Januar 1980 - 11 RJz 6/79;

Urteil vom 13. Oktober 1983 — 11 RAz 3/82), daß der Satz 3 des

5 16ü Abs 2 SGG den Inhalt einer Revisionsbegründung nicht er-

schöpfend umschreibt; er gibt für sie keine umfassende Defini-

tion, sondern stellt bestimmte wesentliche Einzelerfordernisse
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auf. Zu ihnen treten weitere — in Satz 1 vorausgesetzte - Erfor-

dernisse hinzu, die sich aus der Pflicht zur Begründung allge-

mein und aus dem Sinn und Zweck der nur durch Prozeßbevollmäch-

tigte iS des 5 166 SGG vornehmbaren Revisionsbegründung im be-

sonderen ergeben (SozR aaO Nr 20 mit Hinweisen). So betrachtet

muß die Begründung nicht nur erkennen lassen, daß der Prozeßbe—

vollmächtigte das angefochtene Urteil im Hinblick auf das

Rechtsmittel der Revision überprüft und die Rechtslage darauf-

hin genau durchdacht hat, sondern die Begründung muß auch sicht-

bar machen, aus welchen Gründen die Vorentscheidung angegriffen

wird und ihre Aussagen für unrichtig angesehen werden (BFHE 88,

230; 101, 356; 121, 19). Dementsprechend hat sich der Prozeßbe—

vollmächtigte mit den Entscheidungsgründen des angefochtenen Ur—

teils zumindest kurz auseinanderzusetzen und — bei materiell-

rechtlichen Rügen — darzutun, daß und warum eine revisible

Rechtsvorschrift auf den festgestellten Sachverhalt nicht oder

nicht richtig angewandt werden ist (5 550 der Zivilprozeßordnung

-ZPO-); dies kann nur mit rechtlichen Erwägungen geschehen, die

sich auf die betreffende Vorschrift beziehen (SozR aaO Nr 12).

Diesen iS von 5 16“ Abs 2 Satz 1 SGG an eine Revisionsbegründung

zu stellenden Anforderungen wird der Vortrag hier nicht gerecht.

Die Klägerin hat innerhalb der Begründungsfrist lediglich Äuße—

rungen zur Höhe der Aufwendungen im Widerspruchsverfahren ge-

macht, die schon als materiell—rechtliches Vorbringen den Be-

gründungsanforderungen nicht genügen könnten, weil mit ihnen in

keiner Weise verdeutlicht ist, unter welchen rechtlichen Aspekten

das Urteil für unrichtig gehalten wird. Hiervon abgesehen ist die
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Klägerin aber überhaupt nicht darauf eingegangen, daß das LSG

vorliegend nicht in der Sache entschieden, sondern die Berufung

aus prozessualen Gründen als unzulässig verworfen hat. In einem

solchen Falle ist von der Revisionsbegründung ausnahmslos zu

fordern, daß sie insoweit einen Rechtsverstoß rügt und sich mit

der prozeßrechtlichen Auffassung des LSG auseinandersetzt, weil

das Revisionsgericht nur bei einer zulässigen Berufung auf die

Sache eingehen kann. Fehlt es hieran, dann ist die Revision in

jedem Falle nicht zureichend begründet, selbst wenn - außerdem

erhobene - materiell—rechtliche Rügen als formgerecht erhoben

anzusehen wären.

Hiernach mußte der Senat die Revision verwerfen, weil sie unzu—

lässig ist; auf das Begehren der Klägerin in der Sache einzu—

gehen, war ihm verwehrt.
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Die Entscheidung über die Kosten beruht auf entsprechender An-

wendung von 5 193 SGG.
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